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Durch einen tragischen Unfall wurde Genosse Dr. habil. 
Erich Lusche, Dozent für das Fach LPG- und Bodenrecht 
an der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Friedrich- 
Schiller-Universität Jena, mitten aus seinem arbeitsreichen 
Leben gerissen.
Nach langjähriger Tätigkeit in den Justizorganen, zuletzt als 
Abteilungsleiter beim Staatsanwalt des Bezirks Erfurt, wurde 
Erich Lusche im Jahre 1959 an die Universität Jena beru­
fen, Er promovierte 1963 mit dem Thema „Die rechtliche 
Stellung der Kommissionen im Gesamtsystem der Leitung 
der LPG“ und habilitierte sich 1968 mit der Schrift „Grund­
lagen und -fragen der Struktur des sozialistischen Versi­
cherungsverhältnisses - untersucht vor allem am Beispiel 
der LPG-Versicherung“. Seine hohe fachliche Qualifikation 
fand darüber hinaus in zahlreichen wissenschaftlichen Pu­
blikationen ihren Ausdruck.
Als Hochschullehrer hat sich Erich Lusche bleibende Ver­
dienste in Lehre und Erziehung erworben. Er wußte sich 
zutiefst der Studentenschaft verpflichtet und hat einer Viel­
zahl von Direkt- und Fernstudenten verantwortungsbewußt 
in lebensnahen Lehrveranstaltungen das Rüstzeug zum selb­
ständigen wissenschaftlichen Denken und für die Tätigkeit 
in der sozialistischen Praxis vermittelt.
Mit Erich Lusche haben wir einen hervorragenden Hoch­
schullehrer und pflichtbewußten Genossen verloren, dem wir 
stets ein ehrendes Gedenken bewahren werden.

gewürdigt hatte. Das Bezirksgericht hat nunmehr die­
sen Beschluß auf die am 24. März 1969 eingegangene 
Beschwerde mit Beschluß vom 25. März 1969 aufge­
hoben und das Verfahren an das Kreisgericht zurück­
verwiesen. Zur Begründung seiner Entscheidung hat es 
ausgeführt, daß bei Unbegründetheit des Antrags auf 
die Durchführung der mündlichen Verhandlung nicht 
verzichtet werden könne. Die Abweisung des Verfü­
gungsantrags ohne mündliche Verhandlung sei unge­
setzlich.
Aus diesen formalen Gründen hat das Bezirksgericht 
ohne jegliche Prüfung von Verfügungsanspruch und 
Verfügungsgrund den Beschluß des Kreisgerichts auf­
gehoben, das Verfahren an das Kreisgericht zurück­
verwiesen und angeordnet, daß dieses mündlich zu 
verhandeln und den Sachverhalt aufzuklären habe. 
Abgesehen davon, daß das Bezirksgericht auch in die­
sem Verfahren endgültig hätte entscheiden müssen, 
wobei es nicht gehindert gewesen wäre, die seiner 
Meinung nach unverzichtbare mündliche Verhandlung 
durchzuführen, wurde es seiner Anleitungsfunktion 
auch insofern nicht gerecht, als es die Frage nach 
dem Verfügungsanspruch und dem Verfügungsgrund 
völlig außer Betracht ließ. Die Prüfung dieser Voraus­
setzungen ist jedoch eine der wesentlichsten Grund­
lagen für den Erlaß einstweiliger Verfügungen. Er­
gibt sich dabei, daß es dem Antrag schon an einem 
Verfügungsanspruch mangelt und ihm mithin nicht 
entsprochen werden kann, so würde es sowohl den 
berechtigten Interessen der Beteiligten als auch den 
Grundsätzen der Prozeßökonomie widersprechen, wollte 
man auch hier eine der Entscheidung vorausgehende 
mündliche Verhandlung fordern.
In dem oben genannten Fall war beantragt worden, im 
Wege der einstweiligen Verfügung die geschiedene Ehe­
frau, der inzwischen anderer Wohnraum zugewiesen 
worden war, zu verpflichten, die dem Ehemann über­
tragene Ehewohnung zu räumen (eine Räumungsver- 
pflichtung war im Ehescheidungsurteil nicht ergangen) 
und dem Ehemann die Inbesitznahme der Wohnung 
zu ermöglichen.

Hätte das Bezirksgericht den geltend gemachten Ver­
fügungsanspruch auf seine Zulässigkeit hin geprüft, so 
hätte es feststellen müssen, daß § 18 MSchG die An­
ordnung der Herausgabe eines Mietraums im Wege der 
einstweiligen Verfügung verbietet. Ist aber ein Verfü­
gungsanspruch von vornherein nicht gegeben, dann 
ist darüber auch nicht mündlich zu verhandeln. Das 
verlangt auch §937 ZPO nicht; denn diese Bestimmung 
regelt das Verfahren für den E r l a ß  einer einstwei­
ligen Verfügung. Sie ist also immer dann anzuwenden, 
wenn ein nach dem materiellen Recht zulässiger Ver­
fügungsanspruch und ein in den §§ 935 oder 940 ZPO 
geregelter Verfügungsgrund im Antrag glaubhaft ge­
macht worden sind. In den meisten Fällen wird das 
allerdings zunächst zu bejahen sein, so daß in der 
Regel Termin anzuberaumen ist.
Es kommt auch noch vor, daß in den von den Kreis- 
und Bezirksgerichten erlassenen einstweiligen Verfü­
gungen nicht klar gesagt wird, ob sich der Verfügungs­
grund aus § 935 oder aus § 940 ZPO ergibt. Oftmals 
werden beide Bestimmungen undifferenziert nebenein­
ander genannt. Das läßt darauf schließen, daß der Ver­
fügungsgrund nicht exakt geprüft worden ist, das Ge­
richt sich vielmehr nur davon leiten ließ, daß die 
vermeintliche Dringlichkeit der Sicherung bestimmter 
Ansprüche des Antragstellers zu bejahen ist. Da aber 
Dringlichkeit und Verfügungsgrund nach geltendem 
Recht streng voneinander zu unterscheiden sind, ist 
einer solchen Verfahrensweise mit Entschiedenheit 
entgegenzutreten. Während das Gesetz in dringenden 
Fällen den Erlaß der einstweiligen Verfügung ohne 
mündliche Verhandlung, also durch unverzüglich er­
gehenden Beschluß zuläßt und damit einen anderen 
gesetzlich zulässigen verfahrensrechtlichen Weg geht, 
ist neben dem Vorliegen eines Verfügungsanspruchs 
auch das Vorliegen eines Verfügungsgrundes unbe­
dingtes Erfordernis für den Erlaß einer einstweiligen 
Verfügung.
Der Verfügungsgrund ist jeweils konkret zu prüfen 
und festzustellen. Unsere Untersuchungen haben ge­
zeigt, daß in einer Reihe von Fällen der dem Verfü­
gungsantrag zugrunde liegende Anspruch ohne weiteres 
im ordentlichen Verfahren hätte verfolgt werden kön­
nen und müssen, daß aber solche Ansprüche im Wege 
der einstweiligen Verfügung geltend gemacht worden 
sind. Das ist im wesentlichen darauf zurückzuführen, 
daß nicht sorgfältig genug geprüft wird, ob und in­
wiefern die Besorgnis vorliegt, daß durch eine Ver­
änderung des bestehenden Zustandes die Verwirk­
lichung des Rechts einer Partei vereitelt oder wesent­
lich erschwert werden könnte (§ 935 ZPO), oder wes­
halb ein streitiges Rechtsverhältnis einstweilen geregelt 
werden muß und ob dies zur Abwendung wesent­
licher Nachteile — die glaubhaft zu machen sind — oder 
zur Verhinderung drohender Gewalt oder aus anderen 
Gründen notwendig erscheint (§940 ZPO).

Einstweilige Verfügungen zur Sicherung 
nichtvermögensrechtlicher Ansprüche

Nach § 940 ZPO ist auch die Sicherung nichtvermögens­
rechtlicher Ansprüche eines Bürgers, also die Sicherung 
von Persönlichkeitsrechten, zulässig, so z. B. der An­
spruch eines Bürgers auf Unterlassung der Verbreitung 
ehrenrühriger Behauptungen bestimmten Inhalts, auf 
Schutz seines Rechts am Namen, am Bild oder seiner 
Urheber- und Erfinderrechte. Offenbar davon aus­
gehend, werden von den Gerichten auch solche einst­
weiligen Verfügungen erlassen, die dem Antragsgegner 
unter Androhung einer Geldstrafe für jeden Fall der 
Zuwiderhandlung untersagen, den Antragsteller „zu be­
leidigen und zu beschimpfen“. Gerade in diesen Fäl­
len fehlt es auch im Antrag auf Erlaß einer einstwei-
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